
Öffentliche Konsultation zur Überarbeitung der 
Vorschriften der Europäischen Union für Regionalbeihilfen
Abweichend vom allgemeinen Beihilfeverbot sieht der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) vor, dass staatliche Beihilfen zur Förderung der regionalen Entwicklung unter bestimmten Voraussetzungen nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstaben a oder c AEUV als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden können. Die Europäische Kommission hat die Vereinbarkeitskriterien für Beihilfen mit regionaler Zielsetzung definiert und in folgenden Texten dargelegt: 

· Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2007-2013
 (im Folgenden „Regionalbeihilfeleitlinien“): Sie enthalten die Bestimmungen, auf deren Grundlage angemeldete staatliche Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung bestimmter benachteiligter Gebiete in der Europäischen Union als mit dem Binnenmarkt vereinbar erachtet werden können;

· Mitteilung der Kommission betreffend die Kriterien für die eingehende Prüfung staatlicher Beihilfen mit regionaler Zielsetzung zur Förderung großer Investitionsvorhaben (im Folgenden die „Mitteilung“) 
 
;

· relevante Bestimmungen
 der Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission vom 6. August 2008 zur Erklärung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt in Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag
 (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung – AGVO): Sie enthalten unter anderem die Voraussetzungen, unter denen Regionalbeihilfen ohne vorherige Anmeldung bei der Kommission als mit dem Binnenmarkt vereinbar erachtet werden.

Die Regionalbeihilfeleitlinien und die AGVO treten am 31. Dezember 2013 außer Kraft. Vor diesem Hintergrund erhalten alle Beteiligten durch die vorliegende öffentliche Konsultation Gelegenheit, sich bereits in dieser frühen Phase in die weitere Gestaltung dieses Politikbereichs einzubringen. Die Mitgliedstaaten und Interessenträger werden aufgefordert, zu den derzeit geltenden EU-Vorschriften für Regionalbeihilfen Stellung zu nehmen und mögliche Änderungen an diesen (im Anhang kurz dargelegten) Vorschriften vorzuschlagen.

Die Kommission wird das Ergebnis der Konsultation sorgfältig analysieren und erst dann entscheiden, in welchem Umfang die derzeit geltenden Vorschriften zu ändern sind. Anschließend wird sie ggf. einen Vorschlag für überarbeitete Regionalbeihilfevorschriften vorlegen. 
Die Konsultation bezieht sich im Prinzip nur auf die drei vorgenanten Texte (im Falle der AGVO nur auf die für Regionalbeihilfen relevanten Textteile). Gleichwohl sind die Kommissionsdienststellen bereit, auch andere Fragen zu untersuchen, die für staatliche Beihilfen zur Förderung der Entwicklung bestimmter benachteiligter Gebiete in der EU von Belang sein können. Stellungnahmen und Informationen (z. B. möglicherweise relevante Berichte oder Studien) im Zusammenhang mit Regionalbeihilfen sind für uns ebenfalls von großem Interesse.

Der Fragebogen kann in jeder Amtssprache der EU beantwortet werden. Da es durch die eventuell erforderliche Übersetzung von Antworten in bestimmten Sprachen zu Verzögerungen kommen könnte, würde die Beantwortung auf Englisch, Französisch oder Deutsch eine raschere Bearbeitung durch die Kommission ermöglichen. 

Die Antwortfrist endet am 26.04.2012. 

Bitte senden Sie Ihre Antwort unter Angabe des Aktenzeichens – HT.3127 Öffentliche Konsultation Regionalbeihilfen – an folgende Postanschrift


Europäische Kommission

Öffentliche Konsultation Regionalbeihilfen

GD COMP Referat H-1

1049 Bruxelles/Brussel

BELGIQUE/BELGIË

oder vorzugsweise per E-Mail an stateaidgreffe@ec.europa.eu.

Fragebogen

NB: Es müssen nicht alle Fragen beantwortet werden. Sollte eine Frage Sie nicht betreffen, kreuzen Sie bitte das Kästchen „n. z.“ („nicht zutreffend“) an. 
1. Kontaktangaben/Vertraulichkeit

(1) Bitte machen Sie folgende Angaben:

	Vorname NACHNAME:
	     

	Unternehmen/Einrichtung:
	     

	Land:
	     

	E-Mail-Adresse:
	     

	Haupttätigkeiten:
	     


Die Kommission wird die Antworten auf diesen Fragebogen auf ihrer Website
 veröffentlichen. Sollten die nachstehenden Fragen nicht beantwortet werden, geht die Kommission davon aus, dass Ihre Antworten keine vertraulichen Angaben enthalten und daher vollständig veröffentlicht werden können.

(2) Lehnen Sie die Offenlegung Ihrer Identität ab?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
(3) Gilt eine der Ausnahmen nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission
 für Ihre Antworten? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
Falls ja, bitten wir Sie um Kennzeichnung der Stellen, die nicht offengelegt werden sollen, und um Angabe der Gründe, warum die vertrauliche Behandlung erforderlich ist. Bitte übermitteln Sie auch eine nichtvertrauliche Fassung Ihrer Antworten für die Veröffentlichung auf unserer Website.

     
2. Allgemeine Fragen

(4) Waren Sie an Vorhaben beteiligt, für die Regionalbeihilfen gewährt wurden (z. B. als Bewilligungsbehörde, Beihilfeempfänger, Investor eines geförderten Vorhabens)? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein

Falls ja, in welcher Eigenschaft?

 FORMCHECKBOX 
 Bewilligungsbehörde
 FORMCHECKBOX 
 Beihilfeempfänger 


 FORMCHECKBOX 
 Investor eines Fördervorhabens
 FORMCHECKBOX 
 als ………


 FORMCHECKBOX 
 Wettbewerber eines Beihilfeempfängers 
 FORMCHECKBOX 
 n. z.

Nennen Sie bitte die wichtigsten Fortschritte, Herausforderungen und Probleme, die Ihrer Ansicht nach für die Überarbeitung der Regionalbeihilfevorschriften von Bedeutung sind. Was halten Sie aufgrund Ihrer Erfahrung bei der Anwendung der Regionalbeihilfevorschriften für die wichtigsten Stärken und Schwächen der derzeit geltenden Bestimmungen?

     
(5) Wie beurteilen sie Politik und Handeln der Kommission bei der Kontrolle von Regionalbeihilfen? 

 FORMCHECKBOX 
 ungenügend
 FORMCHECKBOX 
 durchschnittlich
 FORMCHECKBOX 
 gut
 FORMCHECKBOX 
 ausgezeichnet
 FORMCHECKBOX 
 n. z.

(6) Ist das Grundkonzept der derzeit geltenden Vorschriften für Regionalbeihilfen geeignet, um die regionale Entwicklung zu fördern? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte nennen Sie ggf. die größten Schwachpunkte des derzeitigen Konzepts:

     
(7) Sorgen die geltenden Regionalbeihilfevorschriften für ein ausgewogenes Verhältnis zwischen der Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung von Fördergebieten und der Begrenzung etwaiger beihilfebedingter Beeinträchtigungen von Handel und Wettbewerb?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.

Bitte nennen Sie ggf. die größten Schwachpunkte des derzeitigen Ansatzes:

     
(8) Liegt der Schwerpunkt der EU-Beihilfenkontrolle im Bereich Regionalbeihilfen auf den Fällen, die den Wettbewerb am stärksten verzerren?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.

Falls nein, wo liegen die größten Schwachpunkte des derzeitigen Ansatzes?

     
(9) Gewährleisten die geltenden Vorschriften genügend Rechtssicherheit bzw. Vorhersehbarkeit der Kommissionsbeschlüsse? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z. 

Falls nein, in welchen Bereichen nicht und warum?

     
(10)  Hat die Einhaltung der Regionalbeihilfevorschriften einen größeren Verwaltungsaufwand zur Folge? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Wie hoch sind ggf. die dadurch verursachten Verwaltungsmehrkosten? Welche Aspekte der Vorschriften verursachen. den größeren Verwaltungsaufwand? Bitte erläutern Sie auch, welche Vereinfachungen Ihrer Ansicht nach möglich wären.

     
(11) Sollten sich die Ziele der Strategie Europa 2020 für intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum stärker in den Vorschriften für Regionalbeihilfen widerspiegeln? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte geben Sie ggf. an wie dies bewerkstelligt werden soll. Geben Sie bitte ferner an, in welchem Maße die Regionalbeihilferegeln Ressourcenschonungszielen
, wie der Abschaffung umweltschädlicher Subventionen, stärker Rechnung tragen sollen.
(12)      
(13) Sollte Ihrer Ansicht nach für eine der folgenden Kategorien von Regionalbeihilfen eine Gruppenfreistellung gelten?

Regionale Investitionsbeihilferegelungen für bestimmte Sektoren

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.

Regionale Ad-hoc-Investitionsbeihilfen

 
 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.

Betriebsbeihilfen in Gebieten in äußerster Randlage


 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.

Falls ja, bitten wir Sie dies begründen. Welche anderen Beihilfekategorien sollten Ihrer Auffassung nach unter eine Gruppenfreistellung fallen?

     
3. Wirtschaftszweige

Die derzeitigen Regionalbeihilfevorschriften gelten nicht oder nur teilweise für Wirtschaftszweige
, bei denen von Überkapazitäten oder einem strukturbedingtem Niedergang auszugehen ist oder für die es eigene Beihilfevorschriften gibt (vgl. Punkt 8 der Regionalbeihilfeleitlinien und Artikel 1 Absatz 3 der AGVO). 

(14) Ist der Ausschluss bestimmter Wirtschaftszweige angesichts des Ziels der regionalen Entwicklung angebracht? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte nennen Sie ggf. die Wirtschaftszweige, die nicht ausgeschlossen werden sollten, und begründen Sie dies.

     
(15) Ist der derzeitige Ausschluss von Wirtschaftszweigen schwer umzusetzen?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.

     
(16) In den derzeitigen Leitlinien werden Unternehmen im Bereich der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse ähnlich behandelt wie andere Unternehmen. Sollte dies Ihrer Auffassung nach so bleiben?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen wie geändert werden sollten.

     
(17) Bieten die derzeitigen Vorschriften Gewähr dafür, dass Wirtschaftszweige mit Überkapazitäten nicht durch staatliche Beihilfen begünstigt werden?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen wie geändert werden sollten.

     
4. Fördergebiete

Derzeit können Regionalbeihilfen nur für Wirtschaftstätigkeiten in ausgewiesenen benachteiligten Gebieten gewährt werden (vgl. Abschnitt 3 der Regionalbeihilfeleitlinien). Diese Gebiete werden anhand objektiver Kriterien ausgewählt (BIP und Arbeitslosenquote in NUTS-II- und NUTS-III-Gebieten). Die förderfähigen Gebiete eines Mitgliedstaats bilden die Fördergebietskarte.

(18) Gewährleisten die derzeit angewandten Methoden für die Erstellung der Fördergebietskarten, dass Regionalbeihilfen angemessen auf benachteiligte Gebiete ausgerichtet werden?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.

     
(19) Bieten diese Methoden ausreichend Flexibilität, um den Besonderheiten der einzelnen Gebiete angemessen Rechnung zu tragen? Sind die verwendeten Kriterien die richtigen Indikatoren (BIP und Arbeitslosenquote in NUTS-II- und NUTS-III-Gebieten)?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.
     
(20) Bieten diese Methoden ausreichend Flexibilität, um dem Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung der einzelnen Gebiete angemessen Rechnung zu tragen?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.
     
5. Obergrenzen für Beihilfe n

Die Beschränkung von Wettbewerbsverzerrungen auf ein Minimum und die Schaffung ausreichender Anreize für die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung von Fördergebieten sollten in einem ausgewogenen Verhältnis zueinander stehen. Nach den derzeitigen Vorschriften sind regionale Investitionsbeihilfen nur bis zu einem Höchstbetrag zulässig, der sich nach den Investitionsausgaben für ein Projekt und der für das jeweilige Gebiet geltenden Obergrenze richtet (vgl. Punkt 42-49 der Regionalbeihilfeleitlinien).

(21) Stellen die Beihilfeobergrenzen sicher, dass die regionalen Investitionsbeihilfen zu den Problemen der in Fördergebieten ansässigen Unternehmen im Verhältnis stehen?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.


(22) Sollten die Beihilfeobergrenzen je nach Art des Unternehmens weiter angepasst werden, da große Unternehmen und KMU unterschiedlichen Schwierigkeiten gegenüberstehen können?
 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.

     
(23) Stellen die Beihilfeobergrenzen sicher, dass die Regionalbeihilfen zu dem Beitrag des geförderten Investitionsvorhabens zur wirtschaftlichen Entwicklung des Fördergebiets im Verhältnis stehen? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.
     
(24) Bieten die derzeitigen Beihilfeobergrenzen den Unternehmen genügend Anreiz, in Fördergebieten zu investieren bzw. dort Arbeitsplätze zu schaffen? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.


(25) Bewirken die derzeitigen Unterschiede zwischen den Beihilfeobergrenzen für die einzelnen Gebiete übermäßige Beeinträchtigungen von Handel und Wettbewerb, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderlaufen?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.

     
6. Erstinvestition und Anreizeffekt

Staatliche Beihilfen sind nur dann mit dem Binnenmarkt vereinbar, wenn sie dem Begünstigten im Hinblick auf das angestrebte Ziel keinen unnötigen Vorteil verschaffen. Daher sind regionale Investitionsbeihilfen normalerweise nur für Erstinvestitionen (nicht aber für Ersatzinvestitionen) zulässig (vgl. Punkt 33-36, Punkt 39 und Unterabschnitt 4.2 der Regionalbeihilfeleitlinien sowie Artikel 12 und 13 der AGVO). Ein weiteres Vereinbarkeitskriterium besteht darin, dass das geförderte Vorhaben ohne die Beihilfe im betreffenden Fördergebiet nicht in der Form durchgeführt worden wäre (Anreizeffekt). Daher müssen Beihilfen nach den Regionalbeihilfeleitlinien vor Beginn der Projektarbeiten genehmigt werden; bei Beihilfen für Großunternehmen muss nach der AGVO zusätzlich nachgewiesen werden, dass die Beihilfe Auswirkungen auf die Art des Vorhabens oder seinen Standort hat (vgl. Punkt 38 der Regionalbeihilfeleitlinien und Artikel 8 der AGVO). 

(26) Sollten regionale Investitionsbeihilfen nur bei Erstinvestitionen zulässig sein, damit sichergestellt ist, dass sie einen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung des Fördergebiets leisten?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.

     
(27) Bieten die formalen und/oder inhaltlichen Bestimmungen über den Anreizeffekt Gewähr dafür, dass die Beihilfeempfänger das Vorhaben ohne die Regionalbeihilfe nicht am selben Standort oder nicht in derselben Reichweite, Gesamthöhe oder Geschwindigkeit durchgeführt hätten?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.


7. Grosse Investitionsvorhaben

Da bei großen Investitionsvorhaben davon auszugehen ist, dass diese weniger von regionalen Nachteilen betroffen sind, gelten für sie strengere Regeln. Zum einen wird der zulässige Beihilfehöchstsatz herabgesetzt (vgl. Punkt 67 der Regionalbeihilfeleitlinien). Zum anderen gelten für sie besondere Regeln (vgl. Punkt 68-70 der Regionalbeihilfeleitlinien und die Mitteilung) wie die Pflicht der Kommission, bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen ein Verfahren zur eingehenden Prüfung der Beihilfesache zu eröffnen (vgl. Punkt 68 der Regionalbeihilfeleitlinien).

(28) Bieten die derzeitigen Regionalbeihilfevorschriften Gewähr dafür, dass Regionalbeihilfen für große Investitionsvorhaben, die aller Wahrscheinlichkeit nach Handel und Wettbewerb beeinträchtigen werden, richtig geprüft werden? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.
     
(29) Stellen die derzeit geltenden Schwellenwerte für die Eröffnung eines Prüfverfahrens
 sicher, dass die Kommission vor allem die Fördervorhaben prüft, bei denen am stärksten von Handels- und Wettbewerbsbeeinträchtigungen auszugehen ist? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.

(30) Stellen die Beihilfeobergrenzen sicher, dass die regionalen Investitionsbeihilfen zu den Problemen der in Fördergebieten ansässigen Unternehmen im Verhältnis stehen?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.

     
(31) Sind die derzeitigen Bestimmungen über die Herabsetzung des Beihilfehöchstsatzes leicht anwendbar?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Welche Vereinfachungen sollten Ihrer Ansicht nach vorgenommen werden?


(32) Sollte die Herabsetzung des Beihilfehöchstsatzes durch die Einführung einer Obergrenze ergänzt werden, die für sehr große Investitionsvorhaben gelten würde?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.


8. Betriebsbeihilfen

In bestimmten Gebieten können staatliche Beihilfen, mit denen die laufenden Ausgaben eines Unternehmens gesenkt werden sollen (Betriebsbeihilfen), mit Blick auf das Kohäsionsziel für notwendig erachtet werden (vgl. Abschnitt 5 der Regionalbeihilfeleitlinien). Diese Bestimmungen sind insbesondere für Gebiete mit strukturellen Nachteilen relevant, so z. B. für Gebiete in äußerster Randlage oder dünn besiedelte Gebiete. Nach den derzeit geltenden Beihilfevorschriften können in solchen Gebieten Mehrkosten, die auf bestimmte Nachteile zurückzuführen sind, durch Betriebsbeihilfen ausgeglichen werden.

(33) Sind Betriebsbeihilfen ein geeignetes Mittel zur Förderung der nachhaltigen wirtschaftlichen Entwicklung von Fördergebieten? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.

     
(34) Könnte dieses Ziel Ihrer Meinung nach auch durch andere Instrumente, die geringere Wettbewerbsverzerrungen bewirken, erreicht werden? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welches Instrument Ihrer Meinung nach besser geeignet ist, um dieses Ziel zu erreichen:


(35) Gewährleisten die derzeit geltenden Vorschriften, dass Betriebsbeihilfen nicht über das hinausgehen, was für die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung von Fördergebieten erforderlich ist?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.
     
(36) Sollte der derzeitige Ansatz für Betriebsbeihilfen in Gebieten in äußerster Randlage und dünn besiedelten Gebieten angesichts der möglichen beihilfebedingten Wettbewerbsverzerrungen eingehend geprüft werden?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.

     
9. Beihilfen für neu gegründete kleine Unternehmen

Beihilfen für neu gegründete kleine Unternehmen sollen Marktversagen in Fördergebieten ausgleichen und eine endogene Entwicklung fördern. Nach den derzeit geltenden Bestimmungen (vgl. Abschnitt 6 der Regionalbeihilfeleitlinien und Artikel 14 der AGVO) sind Betriebsbeihilfen für verschiedene in den ersten fünf Jahren entstehende Anlaufkosten sowie für allgemeine Maßnahmen zur Förderung unternehmerischer Initiativen zulässig. Der Beihilfehöchstsatz richtet sich nach dem Entwicklungsstand des jeweiligen Fördergebiets.

(37) Sind die Beihilfevorschriften für neu gegründete kleine Unternehmen ein wirksames Mittel zur Behebung eines Marktversagens in der ersten Entwicklungsphase kleiner Unternehmen in Fördergebieten und sind diese Bestimmungen zweckmäßig ausgestaltet? 

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 n. z.
Bitte führen Sie ggf. aus, welche Bestimmungen warum und wie geändert werden sollten.


10. Weitere Informationen

(38) An dieser Stelle bitten wir Sie um weitere Bemerkungen oder Vorschläge, die Ihnen in diesem Zusammenhang wichtig erscheinen:

     
Sie können uns auch Kopien von Unterlagen, Berichten, Studien usw., die von Interesse sein könnten, übermitteln. 

(39) Dürfen sich die Kommissionsdienststellen ggf. mit Rückfragen zu den übermittelten Informationen an Sie wenden?

 FORMCHECKBOX 
 ja 
 FORMCHECKBOX 
 nein
Vielen Dank für Ihren Beitrag!

***

Anhang – Kurze Beschreibung der derzeit geltenden Vorschriften

1. Ziel und Anwendungsbereich

Regionalbeihilfen sollen die Entwicklung benachteiligter Gebiete durch die Förderung von Erstinvestitionen und der Schaffung von Arbeitsplätzen, die mit Erstinvestitionen und der Neugründung kleiner Unternehmen einhergeht, bzw. in Ausnahmefällen auch durch Betriebsbeihilfen unterstützen.

Die für Regionalbeihilfen in Betracht kommenden Gebiete sind in den auf der Website der GD Wettbewerb
 veröffentlichten nationalen Fördergebietskarten aufgeführt. Hier lassen sich zwei Kategorien von beihilfefähigen Gebieten unterscheiden: 

· Fördergebiete nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV: Gebiete, in denen der Lebensstandard außergewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche Unterbeschäftigung herrscht (NUTS-II-Gebiete mit einem Pro-Kopf-BIP von weniger als 75 % des EU-Durchschnitts);

· Fördergebiete nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV: Problemgebiete, die anhand (nationaler) von den Mitgliedstaaten vorgeschlagener Indikatoren unter Berücksichtigung einer Bevölkerungsobergrenze sowie einiger minimalen Bedingungen zur Verhinderung von Missbrauch definiert werden.

Gegenstand der Regionalbeihilfeleitlinien sind Investitionsbeihilfen, Beihilfen an neu gegründete Unternehmen sowie Betriebsbeihilfen für in Fördergebieten ansässige Betriebe. Die Leitlinien gelten nicht für die Primärerzeugung der in Anhang I AEUV aufgeführten landwirtschaftlichen Erzeugnisse. Sie finden in der Regel Anwendung auf die Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse
, nicht aber auf den Fischereisektor, die Stahl- und Kohleindustrie oder die Kunstfaserindustrie. Für Verkehr und Schiffbau gelten ebenfalls eigene Bestimmungen.

Um auf der Grundlage der Regionalbeihilfeleitlinien für Beihilfen in Betracht zu kommen, muss ein Vorhaben die folgenden Voraussetzungen erfüllen:

· Die Regionalbeihilfe muss Anreiz zu Investitionen geben, die sonst in den geförderten Regionen nicht getätigt würden. 

· Die erworbenen Aktiva sollten neu sein (außer bei KMU und bei Übernahmen von Betriebsstätten, die ansonsten geschlossen worden wären).

· Die Investition muss nach Abschluss des Vorhabens über einen Mindestzeitraum von 5 Jahren (3 Jahren für KMU) in der Region aufrechterhalten werden.

· Der Begünstigte muss einen Eigenbeitrag von mindestens 25 % der förderfähigen Kosten leisten.

2. Beihilfen für Erstinvestitionen

Beihilfefähige Kosten
Beihilfen für Erstinvestitionen können als Prozentsatz des Investitionswertes oder als Prozentsatz der Lohnkosten der durch die Erstinvestition geschaffenen Arbeitsplätze bemessen werden.

· Investitionen: Investitionen in materielle Anlagewerte (Grundstücke, Gebäude, Anlagen/Maschinen) und in immaterielle Anlagewerte (Kosten von Technologietransfers; bei Großunternehmen 50 % der gesamten beihilfefähigen Projektkosten).

· Lohnkosten: voraussichtliche Bruttolohnkosten und gesetzliche Sozialabgaben bezogen auf einen Zeitraum von zwei Jahren multipliziert mit der Anzahl der neu geschaffenen Arbeitsplätze (Nettoarbeitsplatzschaffung in der betreffenden Betriebsstätte).

Beihilfeintensität

	BIP des Gebiets in % des durchschnittlichen EU‑25‑BIP
	Beihilfehöchstintensität für 

große Unternehmen
	Beihilfehöchstintensität in Gebieten in äußerster Randlage

	>75 %
	15 % - 10 %
	40 %

	<75 %
	30 %
	50 %

	<60 %
	40 %
	60 %

	<45 %
	50 %
	n.z.


In allen Fördergebieten dürfen diese Höchstintensitäten bei Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen um 20 bzw. 10 Prozentpunkte heraufgesetzt werden, sofern die förderfähigen Ausgaben nicht mehr als 50 Mio. EUR betragen.

Für große Investitionsvorhaben wird die Regionalbeihilfehöchstintensität folgendermaßen herabgesetzt: 

· für den Teil der beihilfefähigen Kosten über 50 Mio. EUR: 100 % des regionalen Beihilfehöchstsatzes.

· für den Teil der beihilfefähigen Kosten zwischen 50 Mio. EUR und 100 Mio. EUR: 50 % des regionalen Beihilfehöchstsatzes;

· für den Teil der beihilfefähigen Kosten über 100 Mio. EUR: 34 % des regionalen Beihilfehöchstsatzes.

Punkt 65 der Leitlinien enthält Bestimmungen zur Ex-post-Überwachung staatlicher Beihilfen für nicht anmeldepflichtige große Investitionsvorhaben, auch „Transparenzmechanismus“ genannt. Nicht anmeldepflichtige große Investitionsvorhaben sind Vorhaben, bei denen der Beihilfebetrag die Schwelle für die Anmeldepflicht nicht übersteigt, d. h. nicht über 75 % des Beihilfehöchstbetrags liegt, der für ein Investitionsvorhaben mit beihilfefähigen Kosten von 100 Mio. EUR in dem betreffenden Gebiet nach den für große Unternehmen in der genehmigten Fördergebietskarte am Tag der Beihilfegewährung geltenden Standardhöchstsätzen gezahlt werden könnte. 

Kumulierung

Die in der obigen Tabelle ausgewiesenen Beihilfehöchstintensitäten gelten für den Gesamtbeihilfebetrag:

· wenn mehrere Regionalbeihilferegelungen gleichzeitig angewandt werden;

· unabhängig davon, ob die Beihilfe von lokalen, regionalen oder nationalen Einrichtungen bzw. EU-Einrichtungen gewährt wird.

Kommen regionalbeihilfefähige Ausgaben auch für Beihilfen mit anderen Zielsetzungen (z. B. FuEuI) in Betracht, gilt der günstigste Höchstsatz der anwendbaren Bestimmungen.

Eingehende Prüfung

Trotz der automatischen Herabsetzung des Beihilfehöchstsatzes besteht die Möglichkeit, dass bestimmte umfangreiche Regionalbeihilfen zur Förderung großer Investitionsvorhaben wesentliche Auswirkungen auf den Handel haben und erhebliche Wettbewerbsverzerrungen verursachen. Dies kann eintreten, wenn
 

a)
der Beihilfeempfänger vor der Investition für mehr als 25 % des Verkaufs des/der betreffenden Produkts/Produkte auf dem (den) betreffenden Markt (Märkten) verantwortlich ist oder nach der Investition in der Lage sein wird, mehr als 25 % des Umsatzes zu gewährleisten, oder 

b)
die durch das Investitionsvorhaben geschaffene Kapazität mehr als 5 % des Marktes, belegt durch Daten über den sichtbaren Verbrauch, beträgt, es sei denn, die in den letzten fünf Jahren verzeichneten mittleren Jahreszuwachsraten des sichtbaren Verbrauchs liegen über der mittleren Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts im Europäischen Wirtschaftsraum. 

Sind diese Schwellenwerte überschritten, muss die Kommission ein förmliches Verfahren eröffnen, um zu prüfen, ob die die Beihilfe als Investitionsanreiz notwendig ist und die Vorteile der Beihilfemaßnahme stärker ins Gewicht fallen als die Wettbewerbsverzerrungen und die Beeinträchtigung des Handels zwischen Mitgliedstaaten. Vor der Prüfung des Anreizeffekts muss die Kommission untersuchen, ob die Beihilfe ein geeignetes Mittel ist, um das Ziel der regionalen Entwicklung zu erreichen (Abschnitt 2.2 der Mitteilung). 

Der Mitgliedstaat muss nachweisen, dass die Regionalbeihilfe einen Anreizeffekt hat (Abschnitt 2.3 der Mitteilung) und dazu beiträgt, das Verhalten des Beihilfeempfängers dahingehend zu beeinflussen, dass er in dem betreffenden Fördergebiet (zusätzliche) Investitionen tätigt. Die Beihilfe kann das Verhalten in zweierlei Hinsicht ändern: Die Beihilfe kann ein Anreiz sein, sich für eine Investition zu entscheiden, da in dem Fördergebiet eine Investition getätigt werden kann, die andernfalls für das Unternehmen an einem anderen Standort nicht wirtschaftlich wäre (Szenario 1), oder die Beihilfe kann ein Anreiz sein, die geplante Investition in dem jeweiligen Gebiet und nicht anderswo zu tätigen, da sie die mit dem Fördergebiet verbundenen Nettonachteile und Kosten ausgleicht (Szenario 2). Um dies nachzuweisen, muss der Mitgliedstaat eine ausführliche Beschreibung der kontrafaktischen Fallkonstellation (d. h. der Situation ohne Beihilfe) vorlegen. 

Darüber hinaus muss die Beihilfe angemessen sein (vgl. Abschnitt 2.4 der Mitteilung), d. h. ihre Höhe und Intensität müssen auf das für die Investition in dem Fördergebiet erforderliche Minimum beschränkt sein. In Szenario 1 (Investitionsentscheidung) ist die Beihilfe angemessen, wenn die Kapitalrendite dem von dem Unternehmen bei anderen Investitionsvorhaben zugrunde gelegten normalen Renditesatz, den Kapitalkosten des Unternehmens insgesamt oder den in dem jeweiligen Wirtschaftszweig üblichen Renditen entspricht. In Szenario 2 ist die Beihilfe angemessen, wenn sie die Differenz zwischen den Nettokosten, die dem Empfängerunternehmen für die Investition in das Fördergebiet entstehen, und den (geringeren) Nettokosten, die ihm für die Investition in ein anderen Gebiet entstehen würden, nicht übersteigt und somit die geringere Rentabilität des Vorhabens im Fördergebiet ausgleicht.  

Nach Prüfung des Anreizeffekts und der Angemessenheit der Beihilfe wägt die Kommission die positiven und die negativen Auswirkungen der Beihilfe (Abschnitt 2.1 bzw. Abschnitt 3 der Mitteilung) gegeneinander ab. Die wichtigste positive Auswirkung besteht im Beitrag der Beihilfe zur regionalen Entwicklung (Abschnitt 2.1 der Mitteilung). Die negativen Auswirkungen der Beihilfe auf den Wettbewerb bestehen in der Verdrängung privater Investoren/Wettbewerber sowie der Schaffung oder Aufrechterhaltung ineffizienter Marktstrukturen. Die negativen Auswirkungen auf den Handel können in einer Beeinträchtigung der Produktions- oder Investitionstätigkeit in anderen EU-Regionen bestehen, wenn staatliche Beihilfen zur Schaffung neuer Produktionskapazitäten führen, oder im Verlust zahlreicher Arbeitsplätze in anderen EU-Regionen, wenn die Beihilfe zur Änderung des Investitionsstandorts führt. Die Kommission hat bei der Abwägungsprüfung ein weites Ermessen. 

3. Betriebsbeihilfen

Betriebsbeihilfen dürfen nur in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a und nur bei Vorliegen der folgenden Voraussetzungen gewährt werden: i) die Beihilfe ist aufgrund ihres Beitrags zur regionalen Entwicklung gerechtfertigt, ii) ihre Höhe ist den auszugleichenden Nachteilen angemessen und iii) die Beihilfe ist zeitlich befristet und wird degressiv gewährt. Vorliegen und Umfang der Nachteile müssen von den Mitgliedstaaten nachgewiesen werden.

Beihilfen zum Ausgleich von Beförderungsmehrkosten dürfen nur in Gebieten in äußerster Randlage und dünn besiedelten Gebieten gewährt werden. Beihilfen mit der Zielsetzung, einem Bevölkerungsschwund Einhalt zu gebieten, können in Gebieten mit einer Bevölkerungsdichte von weniger als 8 Einwohnern pro km² auf ständiger Basis gewährt werden. Auch zum Ausgleich der Nachteile der Gebiete in äußerster Randlage (Abgelegenheit, Insellage, geringe Größe, schwierige Relief- und Klimabedingungen, wirtschaftliche Abhängigkeit von einigen wenigen Erzeugnissen) können Beihilfen auf ständiger Basis gewährt werden.

4. Beihilfen für neu gegründete kleine Unternehmen
Beihilfen für neu gegründete kleine Unternehmen können in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV bis zu 3 Mio. EUR je Unternehmen bzw. in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV bis zu 2 Mio. EUR je Unternehmen betragen.

Hinzu kommt ein Zuschlag von 5 % für Fördergebiete nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV mit einem BIP von weniger als 60 % des EU-BIP, Gebiete mit geringer Bevölkerungsdichte sowie kleine Inseln mit weniger als 5 000 Einwohnern und andere durch eine ähnliche räumliche Isolierung geprägte Gebiete mit weniger als 5 000 Einwohnern.

Beihilfehöchstintensitäten

	
	Jahre 1-3
	Jahre 4-5

	Fördergebiete nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV
	35 %
	25 %

	Fördergebiete nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV
	25 %
	15 %


5. Befreiung von der Anmeldepflicht

Nach der AGVO sind transparente Regionalinvestitions- und Beschäftigungsbeihilferegelungen, bei denen die Vorschriften für beihilfefähige Ausgaben und die in den jeweiligen nationalen Fördergebietskarten festgelegten Beihilfeintensitäten eingehalten werden, von der Pflicht zur Anmeldung bei der Kommission befreit. Außer bei großen Investitionsvorhaben und Beihilfen im Verkehrssektor ist ein Zuschlag von 20 Prozentpunkten für kleine Unternehmen und von 10 Prozentpunkten für mittlere Unternehmen zulässig.

Regionalbeihilferegelungen für bestimmte Wirtschaftszweige fallen nicht unter die AGVO. Eine Ausnahme bildet der Tourismussektor, denn Maßnahmen, die auf Tourismustätigkeiten ausgerichtet sind, fallen unter die AGVO.

Die AGVO gilt nur für Ad-hoc-Beihilfen an große Unternehmen, die nach Artikel 13 gewährt werden. Nach diesem Artikel sind transparente Ad-hoc-Beihilfen an einzelne (auch große) Unternehmen von der Anmeldepflicht befreit, sofern sie lediglich dazu verwendet werden, Beihilfen zu ergänzen, die auf der Grundlage regionaler Investitionsbeihilferegelungen gewährt wurden und 50 % der gesamten für die Investition gewährten Beihilfe nicht überschreiten.

Regionalbeihilfen für neu gegründete kleine Unternehmen sind ebenfalls automatisch von der Anmeldepflicht befreit.

Große Investitionsvorhaben müssen einzeln angemeldet werden, wenn die Beihilfe über 75 % des Höchstbetrags liegt, den ein Investitionsvorhaben mit förderfähigen Kosten von 100 Mio. EUR in dem betreffenden Gebiet erhalten kann.

Ebenfalls anzumelden sind Beihilfen, die die in der AGVO festgelegten Voraussetzungen nicht erfüllen. Diese werden dann auf der Grundlage der Regionalbeihilfeleitlinien gewürdigt.

	Art der Maßnahme
	Maximal zulässige Investitionsbeihilfe nach der AGVO
	Standardprüfung (Leitlinien)
	Eingehende Prüfung (Leitlinien)

	Beihilferegelungen (große, mittlere und kleine Unternehmen)


	Artikel 13: nur Fördergebiete: 75 % des üblichen Regionalbeihilfehöchstsatzes x 100 Mio. EUR
	Ja

keine Prüfung der Regelung an sich, sondern nur der einzeln anzumeldenden Beihilfen
	Marktanteil von über 25 %

Ausbau der Produktionskapazität um mehr als 5 % bei schrumpfendem Markt

	Ad-hoc-Beihilfen
	Art. 13 - Fördergebiete: nur zur Ergänzung einer Beihilferegelung: maximal 50 % des Beihilfegesamtbetrags
	Ja

nur bei einzeln anzumeldenden Ad-hoc-Beihilfen
	

	Beihilfen für neu gegründete kleine Unternehmen (nur Regelungen)
	2 Mio. EUR je Unternehmen in Fördergebieten nach Art. 107 Abs. 3 Buchst. a AEUV

1 Mio. EUR je Unternehmen in Fördergebieten nach Art. 107 Abs. 3 Buchst. c AEUV

jährliche Höchstbeträge je Unternehmen − 33 % der vorgenannten Beihilfebeträge
	Ja
	n. z.


� ABl. C 54 vom 4.3.2006, S. 13


� ABl. C 223 vom 16.9.2009, S. 3 


� Nach Punkt 68 der Regionalbeihilfeleitlinien muss eine eingehende Prüfung durchgeführt werden, wenn a) der Beihilfeempfänger vor der Investition für mehr als 25 % des Verkaufs des/der betreffenden Produkts/Produkte auf dem (den) betreffenden Markt (Märkten) verantwortlich ist oder nach der Investition in der Lage sein wird, mehr als 25 % des Umsatzes zu gewährleisten, oder b) die durch das Investitionsvorhaben geschaffene Kapazität, mehr als 5 % des Marktes belegt durch Daten über den sichtbaren Verbrauch, beträgt, es sei denn, die in den letzten fünf Jahren verzeichneten mittleren Jahreszuwachsraten des sichtbaren Verbrauchs liegen über der mittleren jährlichen Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts im Europäischen Wirtschaftsraum.


�  Artikel 13 und Artikel 14.


�  ABl. L 214 vom 9.8.2008, S. 3.


�  Die geltenden Vorschriften für den Schutz personenbezogener Daten finden Sie unter folgender 	�Internet�Adresse: � HYPERLINK "http://ec.europa.eu/geninfo/legal_notices_en.htm#personaldata" ��http://ec.europa.eu/geninfo/legal_notices_en.htm#personaldata� 


� ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.


� Der von der Kommission vorgelegte „Fahrplan für ein ressourcenschonendes Europa“ sieht als ein Etappenziel die Abschaffung umweltschädlicher Subventionen bis 2020 vor. COM (2011) 571. 


� Hierbei handelt es sich um folgende Wirtschaftszweige: Fischerei und Aquakultur, Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Kohleindustrie, Stahlindustrie, Schiffbau, Kunstfaserindustrie und Verkehr.


� Vgl. Punkt 68 der Regionalbeihilfeleitlinien.


� � HYPERLINK "http://ec.europa.eu/competition/state_aid/regional_aid/regional_aid.cfm" ��http://ec.europa.eu/competition/state_aid/regional_aid/regional_aid.cfm�


� Siehe auch Rahmenregelung für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor 2007-2013 (ABl. C 319� vom 27.12.2006).


� Punkt 68 der Regionalbeihilfeleitlinien.
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